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Betriebsvereinbarung 

 

zwischen der 

 

Vodafone West GmbH 

vertreten durch die Geschäftsführung 

 

- nachfolgend: Unternehmen - 

 

 
 

 

  

und dem 

 

 

Betriebsrat der Vodafone West GmbH 

 vertreten durch die/den Betriebsratsvorsitzende/n 

 

- nachfolgend: Betriebsrat - 

 

 

über die Einführung des Vodafone Pensionsplan AT 2022, des Vodafone Pensionsplan  
Mitarbeiter 2021 sowie des Vodafone Risikoplan Mitarbeiter 2021 







 
C2 General 

 

2. Ablösung der KBV 2015 durch den VPP AT 2022 

2.1 Ab Inkrafttreten dieser Betriebsvereinbarung erwerben Bestandsmitarbeiter mit  
Zusagen gemäß KBV 2015 Versorgungsanwartschaften ausschließlich auf Grundlage 
von Versorgungsbeiträgen bzw. Umwandlungsbeträgen nach Maßgabe des  
Vodafone Pensionsplan AT 2022 in seiner jeweils geltenden Fassung (VPP AT 
2022).3 

2.2 Ab Inkrafttreten dieser Betriebsvereinbarung werden den Mitarbeitern keine  
arbeitgeberfinanzierten Versorgungsbeiträge auf Basis der KBV 2015 mehr gewährt 
und es können auch keine arbeitnehmerfinanzierten Versorgungsbeiträge auf Basis 
der KBV 2015 mehr geleistet werden. 

2.3 Die bei Inkrafttreten dieser Betriebsvereinbarung bestehenden Entgeltumwandlungs-
vereinbarungen gelten ausschließlich für die Umwandlung von bis zum Inkrafttreten 
entstandenem bzw. fälligem Entgelt zugunsten von Anwartschaften gemäß KBV 2015 
und enden mit Inkrafttreten. Ab Inkrafttreten dieser Betriebsvereinbarung  
entstandenes bzw. fälliges Entgelt kann dagegen nur zugunsten von Anwartschaften 
gemäß VPP AT 2022 umgewandelt werden. Die künftige Teilnahme an der Entgelt-
umwandlung setzt voraus, dass ein Bestandsmitarbeiter diese entsprechend den 
Vorgaben des VPP AT 2022 vereinbart (siehe Abschnitt B Ziffer 5 VPP AT 2022). 

2.4 Die bis zum Inkrafttreten dieser Betriebsvereinbarung erdienten arbeitgeber- und  
arbeitnehmerfinanzierten Versorgungsanwartschaften auf Basis der bis zu diesem 
Zeitpunkt gemäß KBV 2015 gewährten Versorgungsbeiträge werden als Besitzstand 
aufrechterhalten. Dazu wird die Rückdeckungsversicherung, welche zur Finanzierung 
und kongruenten Rückdeckung der aus der KBV 2015 resultierenden Versorgungs-
leistungen abgeschlossen wurde, ab dem Inkrafttreten dieser Betriebsvereinbarung 
beitragsfrei fortgeführt. 

2.5 Die Leistungsbedingungen für die aus der KBV 2015 resultierenden Versorgungs-
leistungen richten sich weiterhin nach den Regelungen der KBV 2015 i. V. m. den  
Anlagen (Versorgungsplan und Teilungsordnung) und Nachträgen sowie den  
Gruppenversicherungsverträgen in ihrer jeweils geltenden Fassung und den beitrags-
frei fortgeführten Rückdeckungsversicherungen. 

2.6 Die aus der KBV 2015 resultierenden Versorgungsleistungen werden zusätzlich zu 
den aus dem VPP AT 2022 resultierenden Versorgungsleistungen gewährt, wenn und 
soweit die Voraussetzungen für eine Auszahlung gemäß den Leistungsbedingungen 
der KBV 2015 i. V. m. dem Versorgungsplan sowie den Gruppenversicherungs-
verträgen in ihrer jeweils geltenden Fassung erfüllt sind. 

2.7 Die KBV 2015 inklusive Anlagen und Nachträgen sowie die Gruppenversicherungs-
verträge und der VPP AT 2022 sind als Anlage Bestandteil dieser Betriebs-
vereinbarung. 

 

 

3 Protokollnotiz Nr. 3: Es besteht Einigkeit darüber, dass arbeitnehmerfinanzierte Beiträge in den VPP AT 2022 erstmalig 
nach Fertigstellung der notwendigen Schnittstellen geleistet werden können. Dies wird voraussichtlich im September 2022 
erfolgen, sofern technisch möglich, zu einem früheren Zeitpunkt. 

Da den Bestandsmitarbeitern mit Zusagen gemäß KBV 2015 zum 01.04.2022 bereits ein Jahresbeitrag gemäß KBV 2015 für 
den Zeitraum 01.04.2022 bis 31.03.2023 gewährt wurde, besteht Einigkeit darüber, dass arbeitgeberfinanzierte Beiträge in 
den VPP AT 2022 erstmalig ab dem 01.04.2023 geleistet werden. 







Freiwillige Konzernbetriebsvereinbarung 

zur betrieblichen Altersversorgung 

(AT -Versorgungsplan 2015) 

• Arbeitgeberfinanzierte sowie arbeitnehmerfinanzierte Versorgung -

Zwischen der 

Unitymedia GmbH 

• lm Folgenden ,UM" genannt -

und dem 

Konzembetriebsrat der Unitymedia GmbH 

- lm Folgenden ,KBR" genannt-

wird folgende Konzembetriebsvereinbarung geschlossen: 



Praambel 

Die betriebliche Altersversorgung ist neben der gesetzlichen Rentenversicherung und der privaten 
Vorsorge wichtiger Bestandteil der gesamten Altersversorgung der Arbeitnehmer1. Sie tragt dazu bei, 
den Lebensstandard im Alter oder bei Eintritt vorzeitiger Versorgungsfalle zu sichern. 

Urn der Bedeutung der betrieblichen Altersversorgung Rechnung zu tragen und einen wesentlichen 
Beitrag zur Altersversorgung der Arbeitnehmer zu leisten, vereinbaren der Arbeitgeber und der 
Betriebsrat die Einrlchtung einer betrieblichen Altersversorgung im OurchfOhrungsweg Direktzusage 
mit versicherungsformiger, kongruenter Ruckdeckung (nachfolgend .Versorgung" genannt). 

lm Rahmen dieser betriebllchen Altersversorgung erbrlngt der Arbeltgeber fur aile teilnahmeberechtig­
ten Arbeitnehmer zur Finanzierung der Versorgungsleistungen aus eigenen Mltteln entsprechende 
Versorgungsbeitrage. 

OarOber hinaus bietet der Arbeitgeber allen teilnahmeberechtigten Arbeitnehmern die Maglichkeit der 
freiwilligen Entgeltumwandlung zugunsten dieser Versorgung. 

§1 
Geltungsbereich 

Diese Konzernbetriebsvereinbarung gilt in allen Unternehmen des Unitymedia-Konzerns, derzeit 
Unitymedia NRW GmbH, Unitymedia International GmbH, Unitymedia BW GmbH und Unitymedia 
Management GmbH. Sie gilt fOr aile au~rtariflich beschaftigten Arbeitnehmer (nachfolgend .AT­
Arbeltnehmer" genannt) im Sinne des § 5 Abs. 1 BetrVG, die in einem unbefristeten Arbeitsverhaltnis 
zu den Konzernunternehmen stehen. Ausgenommen sind Personen im Sinne von § 5 Absatz 2 
BetrVG, dazu zahlen auch die Geschaftsfuhrer von UM, Leitende Angestellte im Sinne des § 5 Abs. 3 
BetrVG, Praktikanten, Schuler, Werkstudenten und Aushilfen. 

Die Regelungen zur arbeitgeberfinanzlerten betriebllchen Altersversorgung dieser Konzernbetriebs­
vereinbarung gelten nicht fOr 

• AT-Arbeitnehmer, denen vor dem 01.04.2015 arbeitgeberfinanzierte Leistungen der betrieblichen 
Altersversorgung - ausgenommen vom Arbeitgeber aus eigenen Mitteln finanzierte Direktversiche­
rungen - zugesagt wurden oder nach dem 31.03.2015 auf einzelvertraglicher Grundlage - ohne 
Bezug auf die Versorgung nach dieser Konzernbetriebsvereinbarung - zugesagt werden, 

• AT-Arbeltnehmer, die in einem gekundigten Arbeitsverhaltnis stehen. Ein Aufhebungsvertrag bzw. 
Abwicklungsvertrag kommt elnem gekundigten Arbeitsverhaltnis gleich, 

• AT -Arbeltnehmer, die slch bei lnkrafttreten dleser Konzernbetriebsvereinbarung in der Passivphase 
der Altersteilzeit befinden, 

• AT-Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhaltnisse durch Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge 
- insbesondere auch durch Betriebsubergang nach § 613 a Burger1iches Gesetzbuch (BGB) oder 
Umwandlung nach dem Umwandlungsgesetz (UmwG)- auf den Arbeltgeber Obergehen und die 
bereits eine Zusage auf betriebliche Altersversorgung haben2, 

• AT -Arbeitnehmer mit einem Arbeitsvertrag beim Arbeitgeber, die sich dauerhaft im Ausland 
befinden und deren Einkommen im Ausland versteuert und verbeitragt wird, sofern nicht die Teil­
nahme an der Versorgung gesondert vereinbart wird. 

Die Entgeltumwandlung kann grundsatzlich von allen AT -Arbeitnehmern in Anspruch genom men 
werden. 

1 lm Interesse einer leichteren Lesbarkeit und Verstandlichkeit dleser Konzembetriebsverelnbarung wird fUr entsprechende 
Begrilflichkelten grundsatzlich die mannliche Form verwendet. Eine Diskriminierung weiblicher Personen soli dadurch nicht 
erfolgen. 

2 Ziel des Ausschlusses ist, die bisherige Versorgung der iibergegangenen Arbeilsverhaltnisse in geelgneter Form und Weise 
in das Versorgungssystem nach dieser Konzembetriebsvereinbarung zu lntegrieren bzw. eine gegeniiber den bisherigen 
Arbeltnehmem nichtzu rechtfertigende Doppelversorgung zu vermeiden. 
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§2 
MaBgebender Versorgungsplan 

MaBgeblich fUr die betrieblichen Versorgungsleistungen ist die vorliegende Konzernbetriebsvereinba­
rung in Verbindung mit dem • Versorgungsplan zur arbeitgeberfinanzierten sowie arbeitnehmerfinan­
zierten betrieblichen Altersversorgung fur die auBertariflich beschaftigten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer" (im Folgenden ,. Versorgungsplan" genannt). 

Die textliche Abfassung des Versorgungsplanes ist als Anlage 1 Bestandteil der vorliegenden 
Konzernbetriebsvereinbarung und kann einseitig vom Arbeitgeber geandert warden, ohne dass es 
einer KOndigung dieser Konzernbetriebsvereinbarung bedarf. 

§3 
Finanzierung der Versorgungsleistungen 

Der Versorgungsplan stellt eine beitragsorientierte Leistungszusage dar. Die Versorgungsleistungen 
werden mit Versorgungsbeitragen Ober entsprechende ROckdeckungsversicherungen finanziert. 

Die Finanzierung erfolgt obligatorisch durch den Arbeitgeber sowie auf frelwilliger Basis durch 
Entgettumwandlung vom Arbeitnehmer. 

§4 
Versorgungsausgleich 

FOr Versorgungsausgleichsfalle nach dem Gesetz Ober den Versorgungsausglelch (Versorgungsaus­
gleichgesetz) finden die Bestimmungen der Teilungsordnung gemaB Anlage 2 Anwendung. Diese 
Anlage kann einseitig vom Arbeitgeber geandert werden, ohne dass es einer Kundlgung dieser 
Konzernbetriebsvereinbarung bedarf. 

§5 
Datenschutz 

Zur Durchfuhrung der Versorgung werden die in diesem Zusammenhang benotigten personenbezo­
genen Daten vom Arbeitgeber und vom Lebensversicherungsunternehmen sowie von dem vom 
Arbeitgeber ggf. beauftragten Beratungsunternehmen und/oder Versicherungsvermittler erhoben, 
verarbeitet, genutzt und Obermittelt. Sowohl der Arbeitgeber als auch das Lebensversicherungsunter­
nehmen sowie das Beratungsunternehmen und/oder der Versicherungsvermittler sind verpflichtet, 
dabel die Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes und anderer einschlagiger Datenschutzbe­
stimmungen einzuhalten. 

§6 
Salvatorische Klausel 

Die - ggf. teilweise - Unwirksamkeit oder Nichtigkeit einzelner Bestimmungen dieser Konzernbetriebs­
vereinbarung beruhren die Wirksamkeit der Obrigen Bestimmungen nicht. 

Der Arbeitgeber und der Betriebsrat verpflichten sich, die unwirksame oder nichtige Bestimmung 
durch eine wirksame zu ersetzen, die dem ursprOnglichen und wirtschaftlichen Zweck der unwirk­
samen oder nichtigen Bestimmung entspricht. Dies gilt in gleicher Weise ffir RegelungsiOcken in 
dieser Konzernbetriebsvereinbarung. 

Sofern durch die Anderung gesetzlicher Vorschriften eine Anderung dieser Konzembetriebsvereinba­
rung notwendig warden sollte, wird der Arbeitgeber eine entsprechende Anderung vorschlagen und 
mit dem Betriebsrat in Verhandlungen bezuglich einer entsprechenden Anderungsvereinbarung treten. 
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§7 
lnkrafttreten I Kilndigung 

Diese Konzernbetriebsvereinbarung tritt nach Unterzeichnung mit Wirkung zum 01 .04.2015 in Kraft. 

Sie kann von den Betriebsparteien gemar.. § 77 Abs. 5 BetrVG mit einer Frist von drel Monaten 
gekundigt werden. Die Ki.indigung hat in schrlftlicher Form zu erfolgen. Die Konzernbetriebsvereinba­
rung entfaltet nach einer KOndigung keine Nachwirkung. 

Daruber hinaus ggf. beim Arbeitgeber bestehende sonstige Versorgungsregelungen zur betrieblichen 
Altersversorgung bleiben von der Versorgungsregelung gemar.. dieser Konzernbetriebsvereinbarung 
unberuhrt. 

Koln, den 22.06.2015 

Anlagen 

Stefan.Kerpers 
Konzernbetriebsratsvorsitzender 

- Anlage 1: Versorgungsplan zur arbeitgeberfinanzierten sowie arbeitnehmerfinanzierten betrieb­
lichen Altersversorgung fur die aur..ertariflich beschaftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

- Anlage 2: Teilungsordnung 
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Anlage 1 
zur Konzernbetriebsvereinbarung zur betrieblichen Altersversorgung (AT-Pensionsplan 2015) 
vom 22.06.2015 

Versorgungsplan 

zur 
arbeitgeberfinanzierten sowie 

arbeitnehmerfinanzierten 
betrieblichen Altersversorgung 

fur 

die auBertariflich beschaftigten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

der 

Unitymedia GmbH 



Priam bel 

Der Unitymedia-Konzern, derzeit Unitymedia NRW GmbH, Unitymedia International GmbH, Unityme­
dia Management GmbH und Unitymedia BW GmbH (nachfolgend mit ,Arbeitgeber" oder .Unitymedia" 
bezeichnet) fuhren eine Direktzusage ein. 

Ober die Direktzusage wird eine betriebliche Altersversorgung fur die Arbeitnehmer von Unitymedia 
durchgefuhrt. 

Die Einzelheiten dieser durchzufahrenden Versorgung ergeben sich aus den nachfolgenden .Allge­
meine Vertragsbestimmungen" und ,Besondere Vertragsbestimmungen" dieses Versorgungsplans. 

lm Interesse einer leichteren Lesbarkeit und Verstandllchkeit dieses Versorgungsplans wird fur ent­
sprechende Begrifflichkeiten grundsatzlich die mannliche Form verwendet. Eine Diskriminierung weib­
licher Personen soli dadurch nicht erfolgen. 

Allgemeine Vertragsbestimmungen 

1. Allgemeine rechtlicha Bestlmmungan 

1.1 Die Direktzusage ist ein Weg zur Durchfuhrung einer betrieblichen Altersversorgung. Die Durch­
fGhrung erfolgt dabei unmittelbar Gber den Arbeitgeber. Oer Arbeltgeber gewahrt den An­
spruchsberechtigten Lelstungen der betrieblichen Altersversorgung mit Rechtsanspruch. 

1.2 Die Versorgungsleistungen durfen, um den Zweck der Versorgung slcherzustellen, vom Arbeit­
nehmer weder abgetreten noch beliehen, verpfandet oder anderweitig verfUgt warden. Dennoch 
erfolgte Abtretungen, Beleihungen, Verpfandungen oder Verfugungen sind dem Arbeitgeber ge­
genuber unwirksam. 

2. Ri.ickdeckungsversicharung und Mitwirkungspflichten 

2.1 Die in den besonderen Vertragsbestimmungen definierten Versorgungslelstungen warden vom 
Arbeitgeber extern Gber entsprechende RGckdeckungsversicherungen finanziert. Diese Ri.ick­
deckungsversicherungen werden vom Arbeitgeber, als Versicherungsnehmer, bei elnem Le­
bensversicherungsunternehmen abgeschlossen. Samttiche Rechte aus diesen Ruckdeckungs­
versicherungen stehen ausschlieBiich dem Arbeitgeber zu. 

2.2 Der Arbeitnehmer ist versicherte Person zu der auf sein Leben abzuschlieBenden Versicherung. 
Er oder die Anspruchsberechtigten sind verpflichtet, samtliche fur den Versicherungsabschluss, 
die Durchfuhrung der Versorgung und die Leistungsgewahrung erforderlichen Unterlagen und 
Angaben auf Anforderung durch den Arbeitgeber zur Verfugung zu stellen und den in diesem 
Zusammenhang bestehenden Mitwirkungspflichten nachzukommen. 

2.3 Dari.iber hinaus ist der Arbeitnehmer verpflichtet, aile Angaben zu machen und allen Mitwir­
kungspflichten nachzukommen, die fur eine etwaige Verpfandung der Ruckdeckungsversiche­
rungen an seine Person bzw. an die anspruchsberechtlgten Hinterbliebenen erforderlich sind. 

3. Flnanzlerung und Hohe dar Varsorgungsleistungen 

3.1 Bei dieser Direktzusage handelt es sich urn eine beitragsorientierte Leistungszusage. Die in den 
besonderen Vertragsbestimmungen definierten Versorgungsbeitrage werden vom Arbeitgeber 
als Beitrage fur die Ruckdeckungsversicherungen gezahlt. 



3.2 Die Hohe der in den besonderen Vertragsbestimmungen definierten Versorgungsleistungen ist 
abhangig von der versicherungstechnischen Umsetzung des einzelnen Versorgungsbeitrags im 
Rahmen der ROckdeckungsversicherung. 

3.3 Umfang und Hohe der Versorgungsleistungen ergeben sich aus einer individuellen Versor~ 
gungsbeschelnigung, die dem Arbeitnehmer unverzugllch nach Aufnahme zur Versorgung aus­
gehandigt wird. Die Versorgungsbescheinigung wird jahrlich zu dem in den besonderen Ver­
tragsbestimmungen genannten Stichtag aktualisiert. Die jeweilige Versorgungsbescheinigung 
wird fur den betreffenden Arbeitnehmer gleichzeitig als Anlage Bestandteil des Versorgungs­
plans. 

4. Beg inn, Auszahlung und Ende der Versorgungsleistungen 

4.1 Die Zahlung der jeweiligen Versorgungsleistung erfolgt bei Vorliegen der in den besonderen 
Vertragsbestlmmungen deflnierten Leistungsvoraussetzungen. 

4.2 Ein einmaliges Alterskapital wird zum 01.02. des auf die Erfullung der Leistungsvoraussetzun­
gen folgenden Kalenderjahres gezahlt. Auf Wunsch des Arbeitnehmers kann die Auszahlung 
auch unverzOglich nach Erfullung der Leistungsvoraussetzungen erfolgen. 

Ein einmaliges Hinterbliebenenkapital wird spatestens zum Ende des zweiten Monats gezahlt, 
der auf die ErfOIIung der Lelstungsvoraussetzungen folgt. 

4.3 Die Zahlung der Versorgungsleistung erfolgt seitens des Arbeitgebers bzw. einer von diesem 
beauftragten Zahlstelle. Vor Auszahlung der Versorgungsleistung an den Versorgungsberechtig­
ten werden hiervon die Betrage elnbehalten, fOr deren AbfUhrung der Arbeitgeber verantwortlich 
ist. Vor Auszahlung muss der Empfanger der Versorgungsleistung daher dem Arbeitgeber bzw. 
der Zahlstelle mitteilen, bei welcher Krankenkasse er versichert ist und rechtzeitig aile notwendi­
gen einkommensteuerrechtlichen lnformationen vorlegen. 

4.4 Die Oberweisung der Versorgungsleistung erfolgt bargeldlos auf ein Girokonto bel einem Geld­
instiM, das dem Arbeitgeber bzw. der Zahlstelle vom Empfanger der Versorgungsleistung mit­
geteilt werden muss. Etwa anfallende Kosten einer Oberweisung ins Ausland, die uber die Kos­
ten elner lnlandsuberweisung hinausgehen, gehen zu Lasten des Empfangers der Versorgungs­
leistung und werden von der auszuzahlenden Versorgungsleistung einbehalten. 

5. Allgemeiner Leistungsvorbehalt 

Der Arbeitgeber behalt sich vor, die Leistungen zu kOrzen oder einzustellen, wenn die bei Auf­
nahma zur Versorgung ma~gebenden Verhaltnisse sich nachhaltig so wesentlich geandert ha­
ben, dass dem Arbeitgeber die Aufrechterhaltung der vereinbarten Leistungen auch unter objek­
tiver Beachtung der Belange des Versorgungsberechtigten nicht mehr zugemutet werden kann. 

6. Gesetz zur Verbesserung der betriebllchen Altersversorgung (Betriebsrentengesetz) 

Auf diesen Versorgungsplan findet das Betriebsrentengesetz in seiner jeweiligen Fassung An­
wendung. 

7. Datenschutz 

Zur DurchfOhrung der Versorgung werden die in diesem Zusammenhang benotigten personen­
bezogenen Daten vom Arbeitgeber und vom Lebensversicherungsunternehmen sowie von dem 
vom Arbeitgeber ggf. beauftragten Beratungsunternehmen und/oder Versicherungsvermittler er­
hoben, verarbeitet, genutzt und Obermittelt. Sowohl der Arbeitgeber als auch das Lebensversi­
cherungsunternehmen sowie das Beratungsunternehmen und/oder der Versicherungsvermittler 
sind verpflichtet, dabei die Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes und anderer elnschiS­
giger Datenschutzbestimmungen einzuhalten. 
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Besondere Vertragsbestlmmungen 

1. Finanzierung der Versorgung 

1.1 Die Versorgung wird vom Arbeitgeber aus eigenen Mitteln finanziert. Daruber hinaus kann die 
Versorgung durch Entgeltumwandlung aus der jahrlichen Bonuszahlung vom Arbeitnehmer fi­
nanziert werden. 

1.2 Der Arbeitgeber erbringt zu der aus eigenen Mitteln finanzierten Versorgung entsprechende 
Beitrage fUr die Ruckdeckungsversicherungen. Daruber hinaus erbringt der Arbeitgeber zu der 
durch Entgeltumwandlung finanzierten Versorgung entsprechende Beitrage fUr die Ruckde­
ckungsversicherungen, sofern und solange eine entsprechende Entgeltumwandlung erfolgt. 

1.3 Die entsprechenden Riickdeckungsversicherungen werden vom Arbeitgeber bei der Allianz 
Lebensversicherungs-AG {nachfolgend mit .Lebensversicherer" bezeichnet) im Rahmen eines 
Gruppenvertrages abgeschlossen. 

2. Aufnahme zur Versorgung 

2.1 Die Aufnahme des Arbeitnehmers als Versorgungsberechtigter erfolgt zum entsprechenden 
Stichtag. 

2.2 Aufnahmestichtag fur die vom Arbeitgeber finanzierte Versorgung ist der 01.04. eines Jahres, 
erstmals der 01.04.2015. 

Aufnahmestichtag fiir die durch Entgeltumwandlung finanzierte Versorgung ist der sich aus der 
T eilnahmeerklarung!Entgeltumwandlungsvereinbarung ergebende Term in. Eine Aufnahme zu 
dieser Versorgung ist jeweils am 01.04. eines Jahres moglich, erstmals am 01.04.2015. 

2.3 Fiir die Aufnahme zur Versorgung mussen am Aufnahmestichtag folgende Voraussetzungen 
erfOIIt sein: 

~ Fur den Arbeitnehmer finden die Regelungen der Konzembetriebsvereinbarung zur betrieb­
lichen Altersversorgung (AT-Versorgungsplan 2015) vom 22.06.2015 (nachfolgend mit "Be­
triebsvereinbarung• bezeichnet) Anwendung oder es besteht fOr ihn eine einzelvertragliche 
Zusage auf diese Direktzusage. 

~ Der Arbeitnehmer kommt seinen in den allgemeinen Vertragsbestimmungen beschriebe­
nen Mitwirkungspflichten vollumfanglich nach. 

~ Der Arbeitnehmer ist in einem ungekundigten, nicht ruhenden sowie unbefristeten Arbeits-
verhaltnis besch8ftigt und hat die arbeitsvertragliche Probezeit vollendet. 

Erganzend ist fOr die durch Entgeltumwandlung finanzierte Versorgung Voraussetzung, dass der 
Arbeitnehmer mit dem Arbeitgeber eine Entgeltumwandlung zugunsten dieser Direktzusage 
wirksam vereinbart. 

2.4 Stichtag zur Ermittlung der Hohe der ma~gebenden Bemessungsgrundlagen und zur Anpas­
sung der Versorgungsbeitrage und ..Jeistungen ist der 01.04. eines Jahres. 

3. Besondere leistungsvorbehalte 

3.1 lm Rahmen der Versorgung sind keine besonderen Leistungsvorbehalte vorgesehen. 

3.2 FOr den Arbeitnehmer besteht somit ab dem betreffenden Stichtag der Anspruch auf Versor­
gungsleistungen bzw. angepasste Versorgungsleistungen. 
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4. Altersversorgung 

4.1 Wenn der Arbeitnehmer nach Erreichen der fur ihn maBgebenden Regelaltersgrenze (siehe 
Anlage) beim Arbeitgeber ausscheidet, wird als Altersversorgungsleistung ein einmaliges Alters­
kapital gewahrt. 

4.2 Wenn der Arbeitnehmer vor Erreichen der fOr ihn maBgebenden Regelaltersgrenze (siehe Anla­
ge), fruhestens jedoch nach Vollendung des 62. Lebensjahres, beim Arbeitgeber ausscheidet, 
wird als Altersversorgungsleistung ein vorgezogenes einmaliges Alterskapital gewahrt, sofern 
der Arbeitnehmer zum Ausscheidezeitpunkt oder zu einem spateren Zeitpunkt die Zahlung einer 
vorgezogenen Altersversorgungsleistung beantragt. Der Antrag ist bis spatestens 4 Monate vor 
dem Zeitpunkt, an dem die vorgezogene Altersversorgungsleistung in Anspruch genommen 
warden soli, schriftlich gegenuber dem Arbeitgeber zu stellen. 

5. Hlnterbliebenenversorgung 

5.1 Wenn der Arbeitnehmer vor lnanspruchnahme einer Altersversorgungsleistung verstirbt, erhalt 
der Ehegatte bzw. eingetragene Lebenspartner, mit dem zum Zeitpunkt des Ablebens eine gulti­
ge Ehe bzw. eingetragene Lebenspartnerschaft besteht, ein einmaliges Hinterbliebenenkapftal. 

Die Hohe des Hinterbliebenenkapitals entspricht der im Todesfall falligen Leistung (versicherte 
Beitragsruckzahlung) aus der ROckdeckungsversicherung, bei der ggf. ein versicherungstechni­
scher Abzug von zukunftigen Beitragsanteilen bzw. von der Todesfallleistung selbst berUcksich­
tigt wird. MaBgeblich hierfur sind die Tarifbestimmungen der zugrundellegenden Ruckdeckungs­
versicherungen. 

5.2 Sofern kein Ehegatte bzw. eingetragener Lebenspartner vorhanden ist, erhalten die Kinder des 
Arbeitnehmers (Kinder i. S. d. § 32 Abs. 3, 4 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 5 Einkommensteuerge­
setz), jeweils zu gleichen T eilen das Hinterbliebenenkapital. Sofern auch keine anspruchs­
berechtigten Kinder vorhanden sind, erhalt ein vom Arbeitnehmer schriftlich gegenuber dem Ar­
beitgeber namentllch benannter Lebensgefahrte bzw. Lebenspartner einer nicht eingetragenen 
Lebenspartnerschaft das Hinterbliebenenkapital, sofern hierfur zum Zeitpunkt des Ablebens die 
dann gultigen steuerrechtlichen Voraussetzungen erfi.illt sind. 

Sind keine der zuvor genannten Hinterbliebenen vorhanden, erhalten die Erben des Arbeitneh­
mers ein Sterbegeld in Hohe der falligen Todesfallleistung aus der Ruckdeckungsverslcherung, 
maximal in Hohe des im Sinne von § 150 Versicherungsvertragsgesetz zulassigen Betrages. 

6. Hohe und Falligkeit des Versorgungsbeitrags 

6.1 FOr die vom Arbeltgeber finanzierte Versorgung gilt: 

Der Versorgungsbeitrag fur den vollzeltbeschaftigten Arbeitnehmer betragt 1.000,00 EUR. Fur 
den teilzeitbeschaftigten Arbeitnehmer reduziert sich der Versorgungsbeitrag entsprechend dem 
Verhaltnis der Teilzeit- zur Vollzeitbeschaftigung. Oer so ermittelte Versorgungsbeitrag wird urn 
den Jahresbeitrag zu einer fUr den Arbeitnehmer bestehenden, vom Arbeitgeber aus eigenen 
Mitteln finanzierten Direktversicherung gekurzt. Erfolgt die Beitragszahlung zur bestehenden Di­
rektversicherung nicht jahrlich, wird zur Ermittlung des gekurzten Versorgungsbeitrags der Bei­
trag zur bestehenden Direktversicherung auf Jahresbasis umgerechnet. Die KOrzung erfolgt so­
weit und solange wie die bestehende Direktversicherung am jeweiligen Stichtag beitragspflichtig 
gefUhrt wird. 

Der Versorgungsbeitrag wird auf dieser Basis zum Aufnahmestichtag und nachfolgend jeweils 
zum Stichtag berechnet. 

Der jeweils berechnete Versorgungsbeitrag wird ab dem Aufnahmestichtag tor die Dauer des 
Arbeitsverhaltnisses gewahrt. Er wird bel fortbestehendem Arbeitsverhaltnis - vorbehaltlich der 
fi.ir Zeiten ohne Versorgungsbeitrag maBgebenden Bestimmungen - ab dem Aufnahmestichtag 
jahrlich vorschusslg erbracht. 
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lm Jahr des vorzeitlgen Ausscheidens vor Elntritt eines Versorgungsfalles erfolgt keine anteilige 
KOrzung des zum vorangegeangenen Stichtag erbrachten Versorgungsbeitrags. 

Am letzten Stichtag vor Erreichen der Regelaltersgrenze wird nur ein entsprechend antelliger 
Versorgungsbeitrag fur die Monate vom Stichtag bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze er­
bracht. 

6.2 Fur die durch Entgeltumwandlung finanzierte Versorgung gilt: 

Die Hohe und Falligkeit des Versorgungsbeitrags fi.ir den Arbeitnehmer erglbt sich aus der maB­
gebenden Teilnahmeerklarung/Entgeltumwandlungsvereinbarung. 

Der jeweilige durch Entgeltumwandlung vom Arbeitnehmer finanzlerte Versorgungsbeitrag muss 
mindestens 1.500,00 EUR betragen und grundsatzlich durch 500 auf volle EUR teilbar sind. 

Der Versorgungsbeitrag wird auf dieser Basis zum Aufnahmestichtag und nachfolgend jeweils 
zum Stichtag berechnet. 

Der jeweils berechnete Versorgungsbeitrag wird zu den jeweiligen Stichtagen, erstmals zum 
Aufnahmestichtag, erbracht. 

7. Zelten ohne Versorgungsbeitrag 

Fur die vom Arbeitgeber finanzierte Versorgung gilt: 

Der Versorgungsbeitrag wird ab dem Stichtag nlcht mehr erbracht, an dem erstmals das Ar­
beitsverhaltnis seit mindestens 12 Monaten ruht. 

In diesem Fall besteht ab dem betreffenden Stichtag eine Anwartschaft auf Versorgungsleistun­
gen, deren Hohe sinngemaB nach den fur eine vorzeltige Beendlgung des Arbeitsverhaltnisses 
mallgebenden Bestimmungen dieses Versorgungsplans - bezogen auf den maBgebenden 
Stichtag - ermittelt und dem Arbeitnehmer mit einer neuen Versorgungsbescheinigung mitgeteilt 
wird. 

Ab dem Stichtag, an dem das Arbeitsverhaltnis erstmals nicht mehr ruht und fortbesteht, wird 
der Versorgungsbeitrag neu berechnet und erbracht. Unter Beruckslchtigung des Zeitraumes, 
fur den kein Versorgungsbeitrag erbracht wurde, ergibt sich aus der versicherungstechnischen 
Umsetzung des ursprunglichen und nunmehr neu berechneten Versorgungsbeitrags die Hohe 
der neuen Versorgungsleistungen. Hieruber erhalt der Arbeitnehmer eine neue Versorgungsbe­
scheinigung. 

8. Vorzeitlge Beendlgung des Arbeitsverhaltnisses 

8.1 Fi.ir die vom Arbeitgeber finanzierte Versorgung gilt: 

Scheidet der Arbeitnehmer vor Elntritt eines Versorgungsfalles beim Arbeltgeber aus, behalt er 
eine Anwartschaft auf Versorgungsleistungen, unabhangig davon, ob zum Zeitpunkt des Aus­
scheidens die gesetzliche Unverfallbarkeit gemaB den maBgebenden Bestimmungen des Be­
triebsrentengesetzes vorliegt. 

Liegt zum Zeitpunkt des Ausscheldens keine gesetzllche Unverfallbarkeit vor, so wird die vom 
Zeitpunkt der Zusage auf betriebliche Altersversorgung bis zum Ausscheiden erreichte Anwart­
schaft auf Leistungen aus den bls dahin gewahrten Versorgungsbeltragen aufrecht erhalten. 

Zur Ermlttlung der Hohe der gesetzlich unverfallbaren Versorgungsanwartschaft gelten die fur 
beitragsorientierte Leistungszusagen mallgebenden Bestimmungen des Betriebsrentengeset­
zes, wonach die vom Zeitpunkt der Zusage auf betriebliche Altersversorgung bis zum Ausschei­
den erreichte Anwartschaft auf Leistungen aus den bis dahln gewahrten Versorgungsbeitragen 
aufrechterhalten wird. 

5 

c=_<:::-



Der Arbeitgeber wird die vertraglich unverfallbare Anwartschaft grundsatzlich durch Zahlung ei­
nes einmaligen Kapitalbetrages abfinden. Die gesetzlich unverfallbare Versorgungsanwartschaft 
wird abgefunden, sofem dies nach § 3 Betriebsrentengesetz mOglich ist (..Kieinstanwartschaf­
ten"). Hierfur wird der Lebensversicherer dem Arbeitgeber die Auflosungsleistung aus der Ruck­
deckungsversicherung zur VerfUgung stellen. Eine Abfindung der unverfallbaren Anwartschaft 
erfolgt jedoch nicht, wenn fUr den Arbeitnehmer auch eine unverfallbare Anwartschaft aus der 
durch Entgeltumwandlung finanzierten Versorgung gemaB dem vorliegenden Versorgungsplan 
aufrechtzuerhalten ist. 

Der ausgeschiedene Arbeltnehmer erhalt eine Erklarung Gber die erfolgte Abfindung bzw. eine 
Bescheinigung uber die Hohe der unverfallbaren Anwartschaft, die jahrlich zum Stichtag aktuali­
siert wird. 

8.2 Fur die durch Entgeltumwandlung finanzierte Versorgung gilt: 

Scheidet der Arbeitnehmer vor Eintritt eines Versorgungsfalles beim Arbeitgeber aus, behalt er 
eine Anwartschaft auf Versorgungsleistungen, die gemaB den maBgebenden Bestlmmungen 
des Betriebsrentengesetzes unverfallbar ist. 

Zur Ermittlung der Hohe der gesetzlich unverfallbaren Versorgungsanwartschaft gelten die fi.ir 
durch Entgeltumwandlung finanzierte Versorgungsleistungen maBgebenden Bestimmungen des 
Betriebsrentengesetzes, wonach die vom Zeitpunkt der Zusage auf betriebllche Altersversor­
gung bis zum Ausscheiden erreichte Anwartschaft auf Leistungen aus den bls dahin umgewan­
delten Entgeltbestandteilen aufrechterhalten wird. 

Der Arbeitgeber wird die gesetzlich unverfallbare Versorgungsanwartschaft durch Zahlung eines 
einmaligen Kapitalbetrages abfinden, sofern dies nach § 3 Betriebsrentengesetz m6glich ist 
(.Kieinstanwartschaften"). Hierfor wird der Lebensversicherer dem Arbeltgeber die Auflosungs­
leistung aus der RGckdeckungsversicherung zur Verfugung stellen. 

Der ausgeschiedene Arbeitnehmer erhalt eine Erklarung Gber die erfolgte Abfindung bzw. eine 
Beschelnigung Gber die Hohe der unverfallbaren Anwartschaft, die jahrlich zum Stlchtag aktuali­
siert wird. 

9. Erhohung der Versorgungsanwartschaften 

Der Arbeitgeber wird nach MaBgabe der ihm aus der Oberschussbeteiligung der jeweiligen 
Ruckdeckungsversicherung zur Verfugung stehenden Mittel die Versorgungsanwartschaften des 
jeweiligen Arbeitnehmers sowie unverfallbar ausgeschiedenen Arbeitnehmers bis zum Eintritt 
eines Versorgungsfalles durch entsprechende versicherungstechnische Umsetzung der jeweils 
vorhandenen Oberschussanteile erhOhen. 

10. lnkrafttreten 

Oieser Versorgungsplan tritt mit Wirkung vom 01.04.2015 in Kraft. 

Koln, den 22.06.2015 

Unitymedia GmbH 
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Anlage zum Versorgungsplan 

Geburtsjahr 
Regelaltersgrenze gemaB Zlffer 4 des Versorgungsplanes 

ist die Vollendung des 
des Arbeitnehmers 

... Lebensjahres zzgl .••. Monat/e 

vor1947 65. 0 

1947 65. 1 

1948 65. 2 

1949 65. 3 

1950 65. 4 

1951 65. 5 

1952 65. 6 

1953 65. 7 

1954 65. 8 

1955 65. 9 

1956 65. 10 

1957 65. 11 

1958 66. 0 

1959 66. 2 

1960 66. 4 

1961 66. 6 

1962 66. 8 

1963 66. 10 

ab 1964 67. 0 
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Anlage 2 
zur Konzernbetriebsvereinbarung zur betrieblichen Altersversorgung (AT -Pensions plan 2015) 
vom 22.06.2015 

Ordnung fur die Teilung von Anrechten auf betriebliche Altersversorgung 
aufgrund des Gesetzes zur Strukturreform des Versorgungsausglelchs (VAStrRefG) 

(nachfolgend als ., Teilungsonfnung" bezeichnet) 

der 
Unitymedia NRW GmbH, Koln und 

Unitymedia International GmbH, Koln und 
Unitymedla Management GmbH, Koln sowie 

Kabel BW GmbH, Heidelberg 
(nachfolgend jeweilig .Arbeitgebel" genannt) 

zu Dlrektzusagen im Rahmen des Versorgungsplans 
zur arbeitgeberfinanzlerten sowle arbeitnehmerfinanzierten betrieblichen Altersversorgung 

vom 01.04.2015 

§ 1 Anwendungsbereich 

Diese TeUungsordnung regelt fUr F~lle der Ehescheidung bzw. der Aufhebung einer elngetragenen Lebenspartnerschaft1, die unter 
den Anwendungsbereich des Gesetzes Ober den Versorgungsausgleich (Versorgungsausgleichsgesetz- VersAusgiG) faUen, die 
Teilung der Versorgungsanrechte aus den einzelvertraglichen Direktzusagen gemaB dem Versorgungsplan vom 01 .04.2015. 

§ 2 Begriffsdefinltlonen 

Versorgungstriger sind die benannten Arbeltgeber. 

Ehezelt 1st die Zeit vom Beginn des Monats, In dem die Ehe geschlossen wurde, bis zum Ende des Monats, der dem Eintritt der 
RechtsMngigkeit des Scheidungsantrags (d. h. Zustellung durch das Famillengericht an den anderen Ehegatten) vorausgehl 

Ehezeltanteil ist der In der Ehezelt erworbene Antell eines Anrechts auf betriebliche Altersversorgung. Dieser 1st zur Halfte zwi­
schen den geschiedenen Ehepartnem zu teilen. 

Ausglelchspfllchtige Person (nachfolgend als .,Verpfllchteter"2 bezeichnet) 1st derjenlge, der Anrechte aus elner vom Arbeitge­
ber erteilten Versorgungszusage hat. Solche Anrechte sind Insbesondere Anrechte auf betriebliche Altersversorgung im Slnne des 
Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (Betriebsrentengesetz- BetrAVG). 

Ausglelchsberechtlgte Person (nachfolgend als .,Berechtigter" bezelchnet) ist derjenlge, dem die Halfte des jeweiligen Ehezelt­
anteils zusteht. 

Ausglelchswert ist die Hilfte des Ehezeitanteils. 

Lebensverslcherungsunternehmen ist das Untemehmen der Lebensverslcherung, bel dem der Arbeitgeber fUr die Anrechte des 
Verpflichteten eine entsprechende Ruckdeckungsversicherung abgeschlossen hal 

§ 3 Art der Teilung 

(1) Der Versorgungsausgleich erfolgt grundsatzlich in Form der externen Teilung gemiB §§ 14 ff. VersAusgiG unter Berucksichti­
gung der Regelungen in dieser Teilungsordnung, sofem der Ausglelchswert als Kapitalwert am Ende der Ehezeit hOchstens 
die Beltragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung nach den§§ 159 und 160 des Sechsten Buches Sozi­
algesetzbuch errelcht. 

(2) Obersteigt der Ausgleichswert als Kapitalwert am Ende der Ehezeit die Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Ren­
tenversicherung nach den §§ 159 und 160 des Sechsten Suches Sozialgesetzbuch, erfolgt der Versorgungsausgleich eben­
falls In Form der extemen Teilung, sofem der Berechtigte der extemen Teilung zustimmt. 

(3) Stimmt der Berechtlgte im Faile von Abs. (2) der extemen Teilung nicht zu, eriolgt der Versorgungsausglelch in Form der 
internen T eilung gemaB §§ 1 0 ff. VersAusgiG unter BerOcksichtigung der Regelungen in dieser Teilungsordnung. 

(4) Sofem das Ober den Arbeitgeber durchgefuhrte Versorgungsanrecht nach den Bestimmungen der zugrundeliegenden Versor­
gungszusage oder nach den Bestimmungen einer anderweitlgen Versorgungsregelung des Arbeitgebers auf eln anderweltiges 
Versorgungsanrecht des Verpftlchteten- Insbesondere auf betriebllche Altersversorgung nach dem BetrAVG- gegen(lber 
dem Arbeitgeber anzurechnen ist, kann auf Wunsch des Arbeitgebers abweichend von Abs. 1 und 2 eine interne Teilung 
durchgefOhrt warden. 

1 lm Interesse einer lelchteren Lesbarkelt und Verstlndlichkelt dieser Tellungsordnung werden Iller nur die Begriffe Ehe und Ehepartner verwandl 
Die Regelungen dieser Tellungsordnung gelten jedoch gleichennaBen fiir elngetragene Lebenspartnerschaften nach dem Lebenspartnerschaftsge­
setz (LPartG~ 

2 1m Interesse einer lelchteren Lesbarkelt und Verstlndllchkeit dieser Tellungsordnung wird im Folgenden nur noch die minnliche Form verwendet. 
Eine Dlskr1mlnlerung welbllcher Personen soli dadurch nicht erfolgen. 
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§ 4 Bestimmung des Ehezeltanteils und des Ausgleichswertes 

(1} Unmittelbare Bewertung des Anrechts (Ma&Jeblichkeit der Riickdeckungsversicherung) 

Bel den Versorgungszusagen handelt es slch um kongruent rOckgedeckte Direktzusagen, bei denen aile zugesagten Lelstun­
gen bezogen auf den Eintritt des Versorgungsfalles kongruent durch den Abschluss einer Versicherung abgesichert sind (die 
Versorgungsleistungen sind in Art. HOlle und Fiili gkeit identisch mit den Leistungen der Ruckdeckungsversicherung}. 

Die von dem Arbeltgeber ertellten Versorgungszusagen umfassen ausschlieBiich Versorgungsanrechte aus einer beitragsori­
entlerten Leistungszusage (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG) und/oder aus Entgeltumwandlung (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 BetrAVG). Die Er­
mittlung der HOhe unverfallbarer Anwartschaften aus Beltriigen im Rahmen von beitragsorientierten Leistungszusagen und aus 
Entgeltumwandlung erfolgt durch den Arbeitgeber nach § 2 Abs. 5 a BetrAVG. Fur die Bestimmung des Ehezeitanteils und des 
daraus resultierenden Ausgleichswertes werden daher die BezugsgroBen der dem auszuglelchenden Anrecht zugrunde lie­
genden Ruckdeckungsversicherung herangezogen. Der Arbeitgeber erhiilt entsprechende Berechnungsunterlagen und Wert­
angaben nach Anforderung vom betreffenden Lebensversicherungsuntemehmen. Die Berechnungsunterlagen und Wertanga­
ben werden dem Famillengericht von dem Arbeitgeber im Rahmen des Auskunftsverfahrens zur Verffigung gestellt. 

(2) Ehezeitanteil 

Der Ehezeitantell wird als Kapltalwert gemiiB § 45 Abs. 1 Satz 1 Alternative 2 VersAusgiG (Kapitalwert nach § 4 Abs. 5 Be­
trAVG) von dem Lebensverslcherungsuntemehmen, bel dem die betreffende Ruckdeckungsversicherung abgeschlossen ist, 
ermittelt. Die Ermittlung erfolgt unter Beriicksichtigung der fOr Lebensversicherungen im Rahmen der betrieblichen Altersver­
sorgung maBgebllchen Bestimmungen der jeweils gOitigen Teilungsordnung des Lebensversicherungsunternehmens. 

Die jeweils gOitlge Teilungsordnung des betreffenden Lebensversicherungsuntemehmens wlrd dem Famillengericht von dem 
Arbeltgeber im Rahmen des Auskunftsverfahrens zur VerfOgung gestellt 

(3) Ausgleichswert 

Der Ausgleichswert in Form eines Kapltalwertes (Halblerung des Kapitalwerts gemaB § 45 Abs. 1 Satz 1 Alternative 2 
VersAusgiG i. V. m. § 4 Abs. 5 BetrAVG) wird von dem Lebensversicherungsuntemehmen, bei dem die betreffende Riickde­
ckungsversicherung abgeschlossen ist, ermlttelt Die Ermittlung erfolgt unter Berik:ksichtigung der fOr Lebensversicherungen 
im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung maBgeblichen Bestlmmungen der jeweils gUitigen Teilungsordnung des Le­
bensversicherungsuntemehmens. 

§ 5 Tellungskosten 

(1) lm Faile der extemen Teilung fallen keine Teilungskosten an. 

(2) lm Faile der internen Teilung fallen Teilungskosten In der HOhe an, wie das Lebensversicherungsuntemehmen in dlesem 
Zusammenhang Kosten ansetzt und schrlftllch gegenuber dern Arbeitgeber auswelst. Der Arbeltgeber zieht von den Anrechten 
keine darOber hinaus gehenden Kosten ab. Die anfallenden Teilungskosten werden je zur Hiilfte von dem auf den Berechtlgten 
zu ubertragenden und dem bel dem Verpfllchteten verblelbenden Anrecht in Abzug gebracht. 

§ 6 Verfahren zur Begriindung eines Anrechts bei externer Teilung 

(1) lm Faile der extemen Teilung begrOndet das Familiengericht fUr den Berechtigten zu Lasten des Anrechts des Verpflichteten 
ein Anrecht in HOlle des Ausglelchswertes bei einem anderen Versorgungstriiger (Zielversorgungstriiger) als dern Arbeitgeber. 

(2) In dlesem Fall zahlt der Arbeitgeber den nach § 4 Abs. 3 der vorliegenden Teilungsordnung ermlttelten Ausgleichswert an den 
Zlelversorgungstrilger. Die Auszahlung des Ausgleichswertes kann auch direkt im Namen des Arbeitgebers durch das betref­
fende Lebensverslcherungsuntemehmen an den Zielversorgungstriiger erfolgen. 

(3} Die Zahlung erfolgt unverzUgllch nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung des Familiengerichts Ober den Versorgungs­
ausgleich. 

§ 7 Verfahren zur Obertragung eines Anrechts bei interner Teilung 

(1) lm Faile der intemen Teilung ubertragt das Familiengericht fiir den Berechtigten zu Lasten des Anrechts des Verpftichteten ein 
Anrecht in Hohe des Ausgleichswertes bel dem Arbeitgeber. 

(2) Fur das durch den Arbeitgeber einzuraumende Anrecht des Berechtigten gelten die Regelungen des Anrechts des Verpftichte­
ten entsprechend, SCIWeit sich aus dieser Tellungsordnung nichts anderes ergibl 

(3) Der Arbeitgeber raumt dem Berechtigten eln Anrecht in Hohe des Ausgleichswertes nach § 4 Abs. 3 der vorliegenden Tei­
lungsordnung- gemindert um die zu berucksichtigenden hiilftigen Teilungskosten nach § 5 Abs. 2 der vorliegenden Teilungs­
ordnung - ein. 
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(4) Der Risikoschutz des zugunsten des Berechtigten einzurichtenden Anrechts wird gems~ § 11 Abs. 1 Nr. 3 HS 2 VersAusgiG 
auf eine Altersversorgung beschrankt. Sofem das auszuglelchende Anrecht des Verpftichteten lnvallditats- undloder Hinter­
bliebenenversorgung vorsieht, erfolgt fiir die wegfallende lnvaliditiits- und/oder Hinterbllebenenversorgung bei dem zugunsten 
des Berechtigten einzurichtenden Anrecht ein zusalzlicher Ausglelch bel der Altersleistung. Diese wird urn den versicherungs­
mathematlschen Wert der entfallenen lnvallditats- undloder Hinterbliebenenversorgung erhOht. GemaB den nachfolgend unter 
Abs. 6 ff. ausgefiihrten Bestimmungen werden hierfiir die Rechengrundlagen der zugrunde llegenden Ruckdeckungsversiche­
rung berucksichtigt. 

(5) Abweichend von Abs. 4 wird In Fallen der intemen TeUung gema!.!. § 3 Abs. 4 der vorllegeoden Teilungsordnung der Risiko­
schutz des zugunsten des Berechtlgten einzurichtenden Anrechts auf Wunsch des Arbeitgebers ganz oder teilweise aufrecht 
erhalten. 

(6) Die Einraumung des Anrechts fUr den Berechtigten durch den Arbeitgeber wird wie folgt umgesetzt: Mt dem urn die zu berUck­
sichtigenden halftigen TeHungskosten nach § 5 Abs. 2 der vorliegenden Teilungsordnung geminderten Ausglelchswert gems!.!. 
§ 4 Abs. 3 der vorliegenden Teilungsordnung wird elne beitragsfreie aufgeschobene bzw. sofort beginnende Altersrentenversi­
cherung als Ruckdeckungsversicherung auf das Leben des Berechtigten bei dem Lebensversicherungsuntemehmen, bei dem 
die Ri.ickdeckungsversicherung des Verpflichteten besteht. elngerichtet. Umfasst das Anrecht des Verpflichteten eln Kapital­
wahlrecht, wird dies auch fiir das Anrecht des Berechtigten im Rahmen der einzurichtenden RiickdeC:kungsversicherung einge­
raumt. Sleht das Anrecht des Verpflichteten als Altersleistung ausschlieBiich eine einmalige Kapitalzahlung vor, wird dies auch 
fiir das Anrecht des Berechtigten lm Rahmen der elnzurichtenden Riickdeckungsverslcherung beruckslchtigt. Versicherungs­
nehmer der elnzurlchtenden Riickdeckungsversicherung wtrd der Arbeitgeber. 

(7) Beziiglich der fur den Berechtigten nach Abs. 6 elnzurichtenden Ruckdeckungsversicherung und dam it auch ffir die Art und 
HOhe der sich daraus ergebenden Altersversorgung ffir den Berechtigten finden die maBgeblichen Bestimmungen der jeweils 
gUitigen Teilungsordnung des betreffenden Lebensversicherungsunternehmens zur .Ausgestaltung der Versicherung der aus­
gleichsberechtigten Person" im Rahmen einer intemen Teilung Anwendung. 

(8) Erganzend zu Abs. 6 und 7 wtrd fiir die nach Abs. 6 einzurfchtende Ruckdeckungsverslcherung In Fallen gemaB Abs. 5 auch 
ein entsprechender Risikoschutz berUckslchtigt. 

(9) Die Einrichtung des Anrechts des Berechtlgten in Form der entsprechenden RUckdeckungsversicheroog gema~ vorstehenden 
Absiitzen 6 bis 8 wtrd von dem Arbeitgeber unverzuglich nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung des Familiengerichts 
uber den Versorgungsausglelch beim betreffenden Lebensversicherungsunternehmen zum versicherungstechnisch nachst­
mOglichen Beginntermin veranlasst. Ober die HOhe der sich hieraus ergebenden Versorgung erhalt der Berechtigte von dem 
Arbeitgeber unverzOglich nach Einrlchtung der Versorgung eine entsprechende Versorgungsbescheinigung. 

(10) 1st die dem auszugleichenden Anrecht zugrunde liegende Rlickdeckungsversicherung am Tag der Rechtskraft der Entschei­
dung des Familiengerichts uber den Versorgungsausglelch von dam Arbeitgeber an den Verpflichteten verpfcindet, so wird der 
Arbeitgeber auch die Riickdeckungsversicherung fur den Berechtlgten unverz(jglich nach deren Einrichtung mittels gesonder­
ter Vereinbarung an den Berechtigten verpfcinden. 

§ 8 Kurzung des Anrechts des Verpfllchteten 

(1) Die entsprechenden BezugsgrOBen der Ruckdeckungsversicherung des Verpflichteten warden auf Veranlassung des Arbeit­
gebers vom betreffenden Lebensversicherungsuntemehmen um den Ausgleichswert nach § 4 Abs. 3 der vorfiegenden Tei­
lungsordnung- bei intemer TeHung zuz(jgllch der zu berUckslchtigenden halftigen TeMungskosten nach § 5 Abs. 2 der vorlie­
genden Tellungsordnung- herabgesetzt. Die Herabsetzung erfolgt auf Grundlage der fiir Lebensversicherungen im Rahmen 
der betrieblichen Altersversorgung ma!.!.geblichen Bestimmungen der jeweils gUitigen Teilungsordnung des Lebensversiche­
rungsuntemehmens. Die Leistungen und ggf. eingeschlossene Garantien der Riickdeckungsversicherung vermlndern sich ent­
sprechend. 

(2) lm selben Umfang vermindert sich das Anrecht des Verpflichteten auf betriebliche Altersversorgung aus der dar Tellung zu­
grunde liegenden Versorgungszusage des Arbeitgebers ab dem Tag der Rechtskraft der Entscheidung des Familiengerfchts 
uber den Versorgungsausgleich auf Dauer. Hierbel bleibt die fur den Verpflichteten nach der maBgebenden Versorgungszusa­
ge des Arbeitgebers vorilegende Struktur - insbesondere die Risikostruktur - des Anrechts auf betriebliche Altersversorgung 
erhalten, wodurch die zugrunde liegenden Leistungen proportional reduziert warden. 

(3) Ober die neue HOhe dar verminderten Versorgungsleistungen erhalt der Verpflichtete von dem Arbeitgeber unverzOglich nach 
Abschluss des Teilungsverfahrens eine neue Versorgungsbescheinigung. 

§ 9 Schlussbestimmungen 

(1) Sollten sich einzelne Bestimmungen dieser TeHungsordnung ganz oder teilwelse als undurchffihrbar erweisen odar infolge 
einer hochstrichterllchen Entscheidung, eines bestandskraftigen Verwaltungsakts oder lnfolge von Anderungen der Gesetzge­
bung unwirksam werden, bleiben die Qbrigen Bestimmungen und die Wirksamkeit der Tetlungsordnung im Ganzen hiervon un­
berOhrt. An die Stelle der unwtrksamen oder undurchfUhrbaren Bestimmung soli die wirksame und durchfiihrbare Bestlmmung 
treten, die dem Sinn und Zweck der bisherigen Bestimmung meglichst nahe kommt. 

(2) Erweist sich die T eilungsordnung als luckenhaft, gelten die Bestimmungen ais ma!.!.gebend, die dem Sinn und Zweck der 
Teilungsordnung entsprechen und im Faile des Bedachtwerdens als ma!.!.gebend festgelegt worden waren. 

3 
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(3) Oer Arbeitgeber behalt slch vor, diese Teilungsordnung abzuiindem oder aufzuheben. 

(4) Die Teilung der Anrechte im Rahmen des Versorgungsausgleichs erfolgt nach den Regelungen des VAStrRefG durch richterli­
chen Gestaltungsakt in Form elner Entscheidung des Famlllengerichts. Diejenigen Regelungen der vorliegenden Teilungsord­
nung, die zwlngend eine entsprechende Enlscheidung des FamiHengerichts voraussetzen, entfalten daher dann keine Wir­
kung, wenn elne dlesen Regelungen entgegenstehende rechtskrltftige Entscheidung eines Famlliengerichts vorllegt. 

Koln, den 22.06.2015 

Unitymedia NRW GmbH 

I u:o. t.~-­
... -~tz .SM&fer· ... ·· · ..... -~~=.(. V' 
(Unterschriftlen}' • WinfriP.~ R~rm 

Koln, den 22.06.2015 

u7)P"tU,atio••' G(:H, . 
-lfutz·SchOter ..... .. ... .. V.~ 
(Unterschriftlen) ., • 

Koln, den 22.06.2015 

Unitymedla Management GmbH 

Heidelberg, den 22.06.2015 

Unitymedla BW GmbH 

... .\.t! ........... ... .... ~~'-'· 
(Unterschriftlen) ' f i v~~ 

Lutz Schuler 



Ev-e, a'"'l1 ~ h j _~ __ v-__ {,{_f3_V_(f_~_r+_v_~_A-_r_<(_v_tf)_rn __ z.._-z ___ o_fil_ . _2_D_,-t_r_ 

Nachtrag Nr. 1 

zur Anlage 1 zur Konzernbetriebsvereinbarung zur oetrieblichen Altersversorgung (AT-Versorgungsplan 
2015) vom 22.06.2015 (Versorgungsplan zur arbeitgeberfinanzierten sowie arbeitnehmerfinanzierten be­
trieblichen Altersversorgung fur die auBertariflich bescha.ftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 
Unitymedia GmbH vom 22.06.2015) 

1. Ziffer 6.2 der besonderen Vertragsbestimmungen erhllt folgende Fassung: 

6.2 Fur die durch Entgeltumwandlung finanzierte Versorgung gilt: 

Die 1-iahe und Falligkeit des Versorgungsbeitrags fur den Arbeitnehmer ergibt sich aus der 
maBgebenden Teilnahmeerklarung/Entgeltumwandlungsvereinbarung. 

Der jeweilige durch Entgeltumwandlung vom Arbeitnehmer finanzierte Versorgungsbeitrag 
muss mindestens 500,00 EUR betragen und grundsatzlich durch 500 auf volle EUR teilbar 
sein. Wenn die fi:illige variable VergOtung (Bonus), aus der die einzelne Entgeltumwandlung er­
folgen soli, einen Betrag von 1.500,00 EUR erreicht oder Obersteigt, muss der betreffende 
durch Entgeltumwanlung finanzierte Versorgungsbeitrag abweichend von Satz 1 mindestens 
1.500,00 EUR betragen. 

Der Versorgungsbeitrag wird auf dieser Basis zum Aufnahmestichtag und nachfolgend jeweils 
zum Stichtag berechnet. 

Der jeweils berechnete Versorgungsbeitrag wird zu den jeweiligen Stichtagen, erstmals zum 
Aufnahmestichtag, erbracht. 

2. Obrige Bestimmungen 

Die ubrigen Bestimmungen des Versorgungsplans bleiben unverandert. 

3. lnkrafttreten 

Dieser Nachtrag Nr. 1 zum Versorgungsplan tritt rOckwirkend zum 01.04.2016 in Kraft. 

Koln, den .. J.(.; __ Qg .. ,.J.04 fo 
(Datum) 

Unityrnedia GmbH 

l/J3 R 
S'k..~""' (A'evvaev..s 

Philipp Wohland 
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Für einen teilzeitbeschäftigten Mitarbeiter reduzieren sich die monatlichen 

Grundbeiträge entsprechend dem Verhältnis der Teilzeit- zur Vollzeit- 

beschäftigung. Der geänderte Beitrag wird ab dem ersten vollen Kalender-

monat gewährt, ab dem der neue Beschäftigungsgrad gilt. 

2. Monatliche Zusatzbeiträge  

2.1 Jeder Mitarbeiter hat während der Beitragszeit die Möglichkeit, Entgelt 

aus seinem monatlich gezahlten Brutto-Grundgehalt zur Finanzierung 

monatlicher Zusatzbeiträge umzuwandeln. 

2.2 Die monatlichen Zusatzbeiträge dürfen 80% des Entgelts des  

Mitarbeiters gemäß Ziffer 2.1 im jeweiligen Umwandlungsmonat nicht 

übersteigen. 

3. Einmalbeiträge  

3.1 Jeder Mitarbeiter hat während der Beitragszeit die Möglichkeit, Einmal-

zahlungen, die zusätzlich zum monatlichen Grundgehalt gezahlt  

werden (z. B. Boni, einmalige Sonderzahlungen etc.), zur Finanzierung 

von Einmalbeiträgen umzuwandeln. 

3.2 Vodafone kann einen Höchstbetrag für die Umwandlung von Einmal-

zahlungen festsetzen. 

4. Umsetzung der  Entgeltumwandlung  

4.1 Die Entgeltumwandlung sowie deren Beendigung oder Änderung  

erfolgt rein elektronisch über das Vodafone Online-Konto des  

Mitarbeiters (Pension Plan Konto). Für die Entgeltumwandlung sowie 

deren Änderung gibt der Mitarbeiter die Höhe des Umwandlungs- 

betrags (nominal oder als Prozentwert vom beitragsfähigen  

Einkommen) sowie den umzuwandelnden Vergütungsbestandteil auf 

seinem Pension Plan Konto ein. 

4.2 Alle Entgeltumwandlungen nach diesem Pensionsplan gelten so lange, 

bis der Mitarbeiter sie beendet oder eine neue, geänderte Entgelt- 

umwandlung vornimmt. 
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4.3 Eine Beendigung oder Änderung der Entgeltumwandlung wird ab dem 

aktuellen Kalendermonat wirksam, wenn sie bis spätestens zum  

jeweiligen Stichtag vorgenommen wird. Der Stichtag wird auf der  

Pension Plan Webseite veröffentlicht. 

4.4 Die Umwandlung darf sich nur auf künftige, noch nicht fällige Entgelt-

ansprüche des Mitarbeiters erstrecken. 

4.5 Bemessungsgrundlage für künftige Entgelterhöhungen oder sonstige 

entgeltabhängige Leistungen bleibt die Bruttovergütung, die der  

Mitarbeiter ohne die Umwandlung von Entgelt beziehen würde. 

5. Beitragszeit  

5.1 Die Beitragszeit endet grundsätzlich mit dem Ende des Arbeits- 

verhältnisses. 

5.2 Die Beitragszeit endet spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem der  

Mitarbeiter seine individuelle Regelaltersgrenze in der gesetzlichen 

Rentenversicherung erreicht, sofern zwischen Vodafone und dem  

Mitarbeiter individualvertraglich nichts hiervon Abweichendes  

vereinbart wurde. 

 

C. VERSORGUNGSKONTO  UND ANLAGE DER BEI-
TRÄGE  

1.  Individuelles Versorgungskonto  

1.1 Für jeden Mitarbeiter wird ein individuelles Versorgungskonto  

eingerichtet, auf dem die Versorgungsbeiträge auf separaten Unter-

konten und getrennt nach Beiträgen von Vodafone und Beiträgen des 

Mitarbeiters spätestens zum Ultimo des Monats, in dem die  

umgewandelten Vergütungsbestandteile fällig geworden wären,  

gutgeschrieben werden. 
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1.2 Der Mitarbeiter hat jederzeit die Möglichkeit, den Stand seines individu-

ellen Versorgungskontos über sein Pension Plan Konto einzusehen. 

Zusätzlich erhält der Mitarbeiter einmal jährlich eine Mitteilung über den 

Stand seines individuellen Versorgungskontos. Diese Mitteilung weist 

die Summe der Versorgungsbeiträge aus und informiert über den  

aktuellen Wert der Investmentfondsanteile.5 

2.  Anlage der Versorgungsbeiträge  

2.1  Zum Zwecke der Finanzierung der Versorgungsleistungen werden alle 

Versorgungsbeiträge von Vodafone in thesaurierenden Investment-

fonds angelegt. Inhaberin der Investmentfondsanteile, einschließlich 

neu hinzukommender Fondsanteile aus der Anlage neuer  

Versorgungsbeiträge, wird allein Vodafone. Der Mitarbeiter erwirbt 

keine unmittelbaren Ansprüche an den Fonds. Vodafone wählt die  

konkreten Investmentfonds aus und kann diese jederzeit ersetzen bzw. 

durch weitere ergänzen. Der Mitarbeiter hat hierbei kein  

Mitspracherecht. 

2.2 Vodafone bietet dem Mitarbeiter mehrere Anlagealternativen mit  

unterschiedlichen Risikoprofilen (siehe Anlage 1) an. Bei der Anlage 

der Versorgungsbeiträge berücksichtigt Vodafone das vom Mitarbeiter 

gewünschte Risikoprofil. Das Risikoprofil kann unterschiedlich sein für 

die Anlage der monatlichen Beiträge einerseits und die Anlage der  

Einmalbeiträge andererseits. Vodafone ist berechtigt, die Anlage- 

alternativen bzw. die Risikoprofile zu ändern und die Anlage der  

Versorgungsbeiträge entsprechend der neuen Anlagealternativen bzw. 

Risikoprofile umzuschichten. 

 

5 Die jährliche Mitteilung dient in erster Linie dem Zweck, dass Vodafone steuerlich wirksam Pensions-

rückstellungen bilden darf. Vodafone behält sich vor, zukünftig auf eine Versendung der Mitteilung zu  

verzichten, sofern dies aus steuerlicher Sicht nicht mehr erforderlich ist. 
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D. VERSORGUNGSLEISTUNGEN  

1.  Definition Versorgungsfall  

1.1  Der Versorgungsfall tritt ein, wenn die Voraussetzungen für eine der 

nachstehend genannten Versorgungsleistungen vorliegen: 

a) Altersleistung nach Ziffer 2; 

b) Invalidenleistung nach Ziffer 3; 

c) Todesfallleistung nach Ziffer 4. 

1.2  Auf die unter Ziffer 1.1 genannten Versorgungsleistungen besteht ein 

Rechtsanspruch. 

2. Altersleistung  

2.1 Der Mitarbeiter kann die Altersleistung auf Antrag in Anspruch nehmen, 

wenn er mit oder nach Erreichen der normalen Altersgrenze i. S. v.  

Ziffer 2.2 aus dem Arbeitsverhältnis mit Vodafone ausscheidet.  

2.2 Die normale Altersgrenze ist der Letzte des Monats, in dem der  

Mitarbeiter das 60. bzw. (bei Erteilung einer Zusage ab dem 

01.01.2012) das 62. Lebensjahr vollendet. 

3. Invalidenleistung  

3.1  Mitarbeiter, die wegen Berufsunfähigkeit im Sinne des Vodafone  

Risikoplan 2021 (VRP 2021) vom 01.04.2021 in seiner jeweils  

geltenden Fassung vor Erreichen der normalen Altersgrenze aus dem 

Arbeitsverhältnis mit Vodafone ausscheiden, erhalten auf Antrag eine 

Invalidenleistung. 

3.2 Ab Erreichen der für den Mitarbeiter geltenden normalen Altersgrenze 

besteht kein Anspruch auf eine Invalidenleistung nach Ziffer 3.1 mehr, 

da ab diesem Zeitpunkt die Altersleistung nach Ziffer 2 in Anspruch  

genommen werden kann. 
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5.2 Die Investmentfondsanteile werden am letzten Werktag des Monats, 

der vor dem Monat der Auszahlung des Versorgungsguthabens liegt, 

veräußert. 

 

E. UNVERFALLBARKEIT  

1.  Endet das Arbeitsverhältnis, ohne dass ein Versorgungsfall gemäß  

Abschnitt D Ziffer 1 i. V. m. Ziffern 2 bis 4 eingetreten ist, so behält der  

Mitarbeiter eine Anwartschaft auf Versorgungsleistungen (unverfallbare  

Anwartschaft). 

2  Vodafone berücksichtigt bei der weiteren Anlage der zum Ausscheidens- 

zeitpunkt mit den Versorgungsbeiträgen erworbenen Investmentfondsanteile 

das beim Ausscheiden des Mitarbeiters bestehende Risikoprofil (gem.  

Anlage 1). Ein Wechsel des Risikoprofils ist jederzeit mit Wirkung für die  

Zukunft möglich. Abschnitt C Ziffer 2.4 gilt insoweit entsprechend. 

3. Für die Höhe der Versorgungsleistungen bei Eintritt eines Versorgungsfalls 

i. S. v. Abschnitt D Ziffer 1 i. V. m. Ziffern 2 bis 4 nach unverfallbarem  

Ausscheiden gilt Abschnitt D Ziffer 5 entsprechend. 

4. Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses erhält der Mitarbeiter von Vodafone 

eine Bestätigung über die Höhe der bei Eintritt eines Versorgungsfalls  

garantierten Leistung. Diese entspricht der Summe der bis zum Ausscheiden 

für den jeweiligen Teil des Versorgungsguthabens i. S. v. Abschnitt D  

Ziffer 5.1 geleisteten Versorgungsbeiträge (Beitragsgarantie). 
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 ANLAGE 1 

a) Wachstum 

b) Balance 

c) Sicherheit 
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Tarifvertrag, auf dessen Basis dem Mitarbeiter vermögenswirksame 

Leistungen zustehen, dies zulässt.4 

3.2 Die monatlichen Zusatzbeiträge dürfen 80% des (monatlichen) bei-

tragsfähigen Einkommens (Ziffer 5) des Mitarbeiters im jeweiligen Um-

wandlungsmonat nicht übersteigen. 

3.3 Für die monatlichen Zusatzbeiträge erhält der Mitarbeiter keine Förder-

beiträge von Vodafone. 

4. Einmalbeiträge  

4.1 Jeder Mitarbeiter hat während der Beitragszeit die Möglichkeit, Einmal-

zahlungen, die zusätzlich zum monatlichen Grundgehalt gezahlt wer-

den (z. B. Boni, einmalige Sonderzahlungen etc.), zur Finanzierung von 

Einmalbeiträgen umzuwandeln. 

4.2 Vodafone kann einen Höchstbetrag für die Umwandlung von Einmal-

zahlungen festsetzen. 

4.3 Für die Einmalbeiträge erhält der Mitarbeiter keine Förderbeiträge von 

Vodafone. 

5. Beitragsfähiges Einkommen  

5.1  Das (monatliche) beitragsfähige Einkommen entspricht dem monatlich 

gezahlten (tariflichen) Brutto-Grundgehalt5 zuzüglich etwaiger übertarif-

licher Zulagen des Mitarbeiters. Für Mitarbeiter mit Provisionsvergü-

tung3 entspricht das (monatliche) beitragsfähige Einkommen dem mo-

natlich gezahlten (tariflichen) Brutto-Grundgehalt zuzüglich etwaiger 

übertariflicher Zulagen zuzüglich 50% der vereinbarten Zielprovision 

(Garantieprovision). 

 
4 Es kann nur der jeweils volle kalendermonatliche Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen umge-
wandelt werden. 
5 Bei Auszubildenden tritt an die Stelle des monatlich gezahlten (tariflichen) Brutto-Grundgehalts die mo-
natlich gezahlte Brutto-Ausbildungsvergütung zzgl. etwaiger übertariflicher Zulagen. 
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5.2 Andere Vergütungsbestandteile gehören nicht zum (monatlichen) bei-

tragsfähigen Einkommen (z. B. Boni, einmalige Sonderzahlungen etc.), 

können aber, sofern es sich um Einmalzahlungen handelt, gemäß     

Ziffer 4 in Einmalbeiträge umgewandelt werden. 

6.  Beitragsbemessungsgrenze  

Maßgeblich ist die (monatliche) Beitragsbemessungsgrenze (West) in der ge-

setzlichen Rentenversicherung des Monats, in dem die Versorgungsbeiträge 

gutgeschrieben werden. Eine Verringerung der (monatlichen) Beitragsbe-

messungsgrenze bleibt zur Bestimmung der Versorgungsbeiträge unberück-

sichtigt. 

7. Umsetzung der  Entgeltumwandlung  

7.1 Die Entgeltumwandlung sowie deren Beendigung oder Änderung er-

folgt rein elektronisch über das Vodafone Online-Konto des Mitarbeiters 

(Pension Plan Konto). Für die Entgeltumwandlung sowie deren Ände-

rung gibt der Mitarbeiter die Höhe des Umwandlungsbetrags (nominal 

oder als Prozentwert vom beitragsfähigen Einkommen) sowie den um-

zuwandelnden Vergütungsbestandteil auf seinem Pension Plan Konto 

ein. 

7.2 Alle Entgeltumwandlungen nach diesem Pensionsplan gelten so lange, 

bis der Mitarbeiter sie beendet oder eine neue, geänderte Entgeltum-

wandlung vornimmt. 

7.3 Eine Beendigung oder Änderung der Entgeltumwandlung wird ab dem 

aktuellen Kalendermonat wirksam, wenn sie bis spätestens zum jeweili-

gen Stichtag vorgenommen wird. Der Stichtag wird auf der Pension 

Plan Webseite veröffentlicht. Mit der Beendigung der Umwandlung zur 

Finanzierung der monatlichen Basisbeiträge endet auch der Anspruch 

des Mitarbeiters auf die monatlichen Förderbeiträge. 

7.4 Die Umwandlung darf sich nur auf künftige, noch nicht fällige Entgeltan-

sprüche des Mitarbeiters erstrecken. 
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7.5 Bemessungsgrundlage für künftige Entgelterhöhungen oder sonstige 

entgeltabhängige Leistungen bleibt die Bruttovergütung, die der Mitar-

beiter ohne die Umwandlung von Entgelt beziehen würde. 

8.  Beitragszeit  

8.1 Die Beitragszeit endet grundsätzlich mit dem Ende des Arbeitsverhält-

nisses. 

8.2 Die Beitragszeit endet spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem der Mitar-

beiter seine individuelle Regelaltersgrenze in der gesetzlichen Renten-

versicherung erreicht, sofern zwischen Vodafone und dem Mitarbeiter 

individualvertraglich nichts hiervon Abweichendes vereinbart wurde. 

 

C. VERSORGUNGSKONTO  UND ANLAGE DER BEI-
TRÄGE  

1.  Individuelles Versorgungskonto  

1.1 Für jeden Mitarbeiter wird ein individuelles Versorgungskonto einge-

richtet, auf dem die Versorgungsbeiträge auf separaten Unterkonten 

und getrennt nach Beiträgen des Mitarbeiters und Beiträgen von Voda-

fone spätestens zum Ultimo des Monats, in dem die umgewandelten 

Vergütungsbestandteile fällig geworden wären, gutgeschrieben wer-

den. 

1.2 Der Mitarbeiter hat jederzeit die Möglichkeit, den Stand seines individu-

ellen Versorgungskontos über sein Pension Plan Konto einzusehen. 

Zusätzlich erhält der Mitarbeiter einmal jährlich eine Mitteilung über den 

Stand seines individuellen Versorgungskontos. Diese Mitteilung weist 
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die Summe der Versorgungsbeiträge aus und informiert über den aktu-

ellen Wert der Investmentfondsanteile.6 

 

2.  Anlage der Versorgungsbeiträge  

2.1  Zum Zwecke der Finanzierung der Versorgungsleistungen werden alle 

Versorgungsbeiträge von Vodafone in thesaurierenden Investment-

fonds angelegt. Inhaberin der Investmentfondsanteile, einschließlich 

neu hinzukommender Fondsanteile aus der Anlage neuer Versor-

gungsbeiträge, wird allein Vodafone. Der Mitarbeiter erwirbt keine un-

mittelbaren Ansprüche an den Fonds. Vodafone wählt die konkreten In-

vestmentfonds aus und kann diese jederzeit ersetzen bzw. durch wei-

tere ergänzen. Der Mitarbeiter hat hierbei kein Mitspracherecht. 

2.2 Vodafone bietet dem Mitarbeiter mehrere Anlagealternativen mit unter-

schiedlichen Risikoprofilen (siehe Anlage 1) an. Bei der Anlage der 

Versorgungsbeiträge berücksichtigt Vodafone das vom Mitarbeiter ge-

wünschte Risikoprofil. Das Risikoprofil kann unterschiedlich sein für die 

Anlage der monatlichen Beiträge einerseits und die Anlage der Einmal-

beiträge andererseits. Vodafone ist berechtigt, die Anlagealternativen 

bzw. die Risikoprofile zu ändern und die Anlage der Versorgungsbei-

träge entsprechend der neuen Anlagealternativen bzw. Risikoprofile 

umzuschichten. 

2.3 Macht ein Mitarbeiter keine Angaben zum gewünschten Risikoprofil, 

wird Vodafone die Versorgungsbeiträge in dem in der Anlage 1b ge-

nannten Risikoprofil (Balance) anlegen. 

2.4 Das Risikoprofil für die monatlichen Beiträge einerseits sowie für die 

Einmalbeiträge andererseits kann der Mitarbeiter jederzeit mit Wirkung 

für die Zukunft ändern. Die Änderung des Risikoprofils gilt einheitlich 

 
6 Die jährliche Mitteilung dient in erster Linie dem Zweck, dass Vodafone steuerlich wirksam Pensionsrück-
stellungen bilden darf. Vodafone behält sich vor, zukünftig auf eine Versendung der Mitteilung zu verzich-
ten, sofern dies aus steuerlicher Sicht nicht mehr erforderlich ist. 
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b) Invalidenleistung nach Ziffer 3; 

c) Todesfallleistung nach Ziffer 4. 

1.2  Auf die unter Ziffer 1.1 genannten Versorgungsleistungen besteht ein 

Rechtsanspruch. 

2. Altersleistung  

2.1 Der Mitarbeiter kann die Altersleistung auf Antrag in Anspruch nehmen, 

wenn er mit oder nach Erreichen der normalen Altersgrenze i. S. v. Zif-

fer 2.2 aus dem Arbeitsverhältnis mit Vodafone ausscheidet.  

2.2 Die normale Altersgrenze ist der Letzte des Monats, in dem der Mitar-

beiter das 60. bzw. (bei Erteilung einer Zusage ab dem 01.01.2012) 

das 62. Lebensjahr vollendet. 

3. Invalidenleistung  

3.1  Mitarbeiter, die wegen Berufsunfähigkeit im Sinne des Vodafone Risi-

koplan Mitarbeiter 2021 (VRM 2021) vom 01.04.2021 in seiner jeweils 

geltenden Fassung vor Erreichen der normalen Altersgrenze aus dem 

Arbeitsverhältnis mit Vodafone ausscheiden, erhalten auf Antrag eine 

Invalidenleistung. 

3.2 Ab Erreichen der für den Mitarbeiter geltenden normalen Altersgrenze 

besteht kein Anspruch auf eine Invalidenleistung nach Ziffer 3.1 mehr, 

da ab diesem Zeitpunkt die Altersleistung nach Ziffer 2 in Anspruch ge-

nommen werden kann. 

4.  Todesfallleistung  

4.1  Stirbt der Mitarbeiter vor Eintritt eines Versorgungsfalls nach Ziffer 2   

oder 3, so haben die Hinterbliebenen des Mitarbeiters in der nachfol-

gend genannten Rangfolge auf Antrag Anspruch auf eine Todesfallleis-

tung, sofern der Mitarbeiter keine hiervon abweichende Hinterbliebe-

nenbenennung nach Ziffer 4.2 vorgenommen hat: 
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2.4 Die Höhe der einzelnen Rate ergibt sich, indem der Wert der am letzten 

Werktag des Monats, der vor der jeweiligen Ratenzahlung liegt, jeweils 

vorhandenen Geldmarktfonds durch die Anzahl der noch zu leistenden 

Raten dividiert wird. Die ausgezahlten Raten reduzieren das in Geld-

marktfonds angelegte Versorgungsguthaben. 

2.5 Bei Tod des Mitarbeiters nach Eintritt des Versorgungsfalls, aber vor 

Auszahlung der ersten Rate oder während der Ratenzahlung haben die 

Hinterbliebenen des Mitarbeiters im Sinne von Abschnitt D Ziffern 4.1 

bis 4.3 in der sich daraus ergebenden Rangfolge und unter Berücksich-

tigung einer etwaig gemäß Abschnitt D Ziffer 4.2 vorgenommenen pro-

zentualen Verteilung Anspruch auf die ausstehenden Raten. 

3.  Rente  

3.1 Auf Antrag des Mitarbeiters und mit Zustimmung von Vodafone wird 

das Versorgungsguthaben in den Versorgungsfällen Alter und Invalidi-

tät ganz oder teilweise verrentet. Der Antrag kann frühestens drei Mo-

nate vor Eintritt des Versorgungsfalls gestellt werden. 

3.2 Die Höhe der Rente errechnet sich durch versicherungsmathematische 

Umwandlung des Versorgungsguthabens in eine lebenslange monatli-

che Rente. Die versicherungsmathematische Umwandlung basiert auf 

einem bei Eintritt des Versorgungsfalls erhältlichen Versicherungstarif. 

Die Versicherungsgesellschaft und der Versicherungstarif werden von 

Vodafone ausgewählt. 

3.3 Der Mitarbeiter kann wählen zwischen einer Verrentung mit oder ohne 

Hinterbliebenenversorgung; näheres richtet sich nach den Bestimmun-

gen des Versicherungstarifs. 

3.4 Höhe, Art und Umfang der Rente bzw. der Versorgung werden dem 

Mitarbeiter durch einen entsprechenden Versorgungsausweis vor Ren-

tenbeginn mitgeteilt. 
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Gegenseitigkeit (PSVaG) nach Maßgabe der jeweils geltenden Vorschriften 

abgesichert. 

4.  Härtefälle  

In Härtefällen entscheidet eine paritätische Kommission aus je zwei Mitglie-

dern von Vodafone und des jeweils zuständigen Gesamtbetriebsrats über 

den Antrag des Mitarbeiters auf Befreiung von der Zahlung eigener Versor-

gungsbeiträge. 
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Umfang und Höhe der Leistungen bei Berufsunfähigkeit bzw. bei Tod ergeben sich aus-

schließlich aus den bereitgestellten Beiträgen und dem jeweiligen Tarif der Risiko-Rück-

deckungsversicherung. 

Bei Ausscheiden vor Eintritt eines Versorgungsfalls wird die Risikoabsicherung des Mit-

arbeiters beitragsfrei aufrechterhalten. Aus einer beitragsfrei aufrechterhaltenen Risiko-

absicherung werden gemäß § 2 Abs. 5 BetrAVG ausschließlich die Leistungen gewährt, 

die aus den für das laufende Versicherungsjahr bereitgestellten Beiträgen resultieren. 

Die Anwartschaft auf Leistungen bei Berufsunfähigkeit bzw. bei Tod bleibt damit für das 

laufende Versicherungsjahr, in dessen Zeitraum das Ausscheiden des Mitarbeiters fällt, 

aufrechterhalten und entfällt mit dessen Ablauf. 

 

B.  RISIKO BEITRAG  

1. Beitragsbereitstellung  

1.1 Vodafone stellt für jeden Mitarbeiter jährlich einen Beitrag zur jeweils 

einjährigen Finanzierung von Leistungen bei Berufsunfähigkeit bzw. bei 

Tod (Risikobeitrag) bereit. Die Bereitstellung erfolgt jeweils am 01.04. 

eines Kalenderjahres (Bereitstellungsstichtag). 

1.2 Bei unterjährigen Eintritten2 ist Bereitstellungsstichtag für den anteiligen 

Beitrag für das bei Eintritt laufende Versicherungsjahr (Ziffer 2.1 

Satz 2) der Eintrittszeitpunkt.3 

1.3 Voraussetzung für die Beitragsbereitstellung ist, dass der Mitarbeiter 

zum Bereitstellungsstichtag in einem Arbeitsverhältnis zu Vodafone 

steht. 

 
2 Protokollnotiz: Unterjährige Eintritte sind Eintritte, die zwischen dem 01.04 und dem 31.03. erfolgen.  
3 Protokollnotiz: Auch für Mitarbeiter, die unterjährig innerhalb des Vodafone-Konzerns von einem Unter-
nehmen zu einem anderen Unternehmen wechseln (Konzernwechsler), wird zum Wechselzeitpunkt ein an-
teiliger Beitrag von dem neuen Arbeitgeberunternehmen bereitgestellt. Sollte in diesem Fall ein Versor-
gungsfall gemäß vorliegendem Risikoplan innerhalb des zum Wechselzeitpunkt laufenden Versicherungs-
jahres eintreten, werden etwaige auf Beiträgen von Vorarbeitgebern beruhende Leistungsansprüche des Mit-
arbeiters aus dem Risikoplan auf den Leistungsanspruch angerechnet, der dem Mitarbeiter auf Basis des bei 
dem neuen Arbeitgeberunternehmen gewährten unterjährigen Beitrags zusteht. 
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1.4 Eine Beitragsbereitstellung nach den vorstehenden Ziffern erfolgt nur 

für Bereitstellungsstichtage, die vor dem Zeitpunkt liegen, zu dem der 

Mitarbeiter die individuelle Regelaltersgrenze in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung erreicht. 

2.  Beitragshöhe  

2.1 Der jährliche Risikobeitrag zur Finanzierung von Leistungen bei Berufs-

unfähigkeit bzw. bei Tod beträgt 0,6% des beitragsfähigen Einkom-

mens. Bei unterjährigen Eintritten wird der Beitrag anteilig im Verhältnis 

des Zeitraums vom Eintrittszeitpunkt bis zum Ende des laufenden Ver-

sicherungsjahres zum Zeitraum des gesamten laufenden Versiche-

rungsjahres ermittelt. 

2.2 Das beitragsfähige Einkommen entspricht dem Zwölffachen des im Mo-

nat Februar vor der jeweiligen Beitragsbereitstellung (Ziffer 1) - bei un-

terjährigen Eintritten des im Monat des Eintritts - vereinbarten (tarifli-

chen) Brutto-Grundgehalts zuzüglich etwaiger übertariflicher Zulagen 

des Mitarbeiters. Für Mitarbeiter mit Provisionsvergütung tritt an die 

Stelle des Zwölffachen monatlichen (tariflichen) Brutto-Grundgehalts 

zuzüglich etwaiger übertariflicher Zulagen das Zwölffache monatliche 

(tarifliche) Brutto-Grundgehalt zuzüglich etwaiger übertariflicher Zula-

gen zuzüglich 50% der monatlich vereinbarten Zielprovision (Garantie-

provision). 

Andere Gehaltsbestandteile gehören nicht zum beitragsfähigen Ein-

kommen (z. B. Einmalzahlungen, Funktionszulagen, vermögenswirk-

same Leistungen etc.). 

2.3 Der Beitrag wird auf volle EUR kaufmännisch gerundet. 
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C. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN  

1. Versorgungsleistungen  

1.1 Der nach Abschnitt B Ziffer 1 bereitgestellte Risikobeitrag wird von Vo-

dafone zur jeweils einjährigen Finanzierung von Leistungen bei Berufs-

unfähigkeit bzw. bei Tod verwendet. Nach näherer Maßgabe von Zif-

fer 1.2 wird für die Dauer der Berufsunfähigkeit eine laufende monatli-

che Berufsunfähigkeitsrente zugesagt und bei Tod ein Einmalkapital. 

1.2 Jeder Risikobeitrag wird zum Bereitstellungsstichtag in eine Anwart-

schaft auf Leistungen bei Berufsunfähigkeit bzw. bei Tod umgerechnet. 

Die Anwartschaft entspricht der Versicherungsleistung, die die Risiko-

Rückdeckungsversicherung bei Berufsunfähigkeit bzw. bei Tod des 

Mitarbeiters zahlen würde, wenn Vodafone für die von diesem Plan er-

fassten Mitarbeiter eine technisch einjährige, kollektiv kalkulierte Ri-

siko-Rückdeckungsversicherung auf Basis des in Anlage 1 genannten 

Versicherungstarifs mit den dort genannten Annahmen abschließen 

würde. Hierbei wird unterstellt, dass Vodafone an die Versicherung am 

jeweiligen Bereitstellungsstichtag einen Versicherungsbeitrag in Höhe 

der Summe aller nach Abschnitt B bereitzustellenden Risikobeiträge 

leisten würde.4 

1.3 Vodafone behält sich vor, durch in Textform abgegebene Erklärung mit 

Wirkung ab dem nächsten Bereitstellungsstichtag die Bezugnahme auf 

den in Anlage 1 genannten Versicherungstarif als Bezugsgröße für die 

Leistungshöhe bei Berufsunfähigkeit bzw. bei Tod zu beenden. Voda-

fone wird in diesem Fall eine alternative gleichwertige Risiko-Rückde-

ckungsversicherung auswählen oder eine alternative gleichwertige Ver-

wendung des Risikobeitrags zugunsten der Mitarbeiter festlegen. 

 

 

 
4 Protokollnotiz: Auch bei unterjährigem Eintritt ergibt sich die Anwartschaft auf Leistungen bei Berufsun-
fähigkeit bzw. bei Tod aus der Versicherungsleistung, welche die Versicherung gemäß Versicherungstarif 
im bei Eintritt laufenden Versicherungsjahr zahlen würde. 
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2. Definition Versorgungsfall  

2.1  Der Versorgungsfall tritt ein, wenn die Voraussetzungen für eine der 

nachstehend genannten Versorgungsleistungen vorliegen: 

a) Leistung bei Berufsunfähigkeit nach Ziffer 3 dieser allgemeinen    

Bestimmungen; 

b) Leistung bei Tod nach Ziffer 4 dieser allgemeinen Bestimmungen. 

2.2  Weitere Anspruchsvoraussetzung ist, dass für den Mitarbeiter an dem 

letzten Bereitstellungsstichtag (Abschnitt B Ziffer 1), der dem Eintritt 

des Versorgungsfalls vorausgegangen ist, ein Risikobeitrag gemäß Ab-

schnitt B bereitgestellt worden ist. 

2.3 Auf die unter Ziffer 2.1 genannten Leistungen besteht ein Rechtsan-

spruch. 

3. Leistung bei Berufsunfähigkeit  

Mitarbeiter, die während eines laufenden Versicherungsjahres der Risiko-

Rückdeckungsversicherung (Ziffer 1.2) berufsunfähig im Sinne des in An-

lage 1 bezeichneten Versicherungstarifs werden und die noch nicht das Ver-

sicherungsendalter erreicht haben, haben auf Antrag Anspruch auf die ent-

sprechende Leistung, die gemäß Risiko-Rückdeckungsversicherung geleistet 

würde. Während des Bezugs einer Leistung wegen Berufsunfähigkeit nach 

dem vorliegenden Plan wird für den Mitarbeiter weiter ein (anteiliger) jährli-

cher Risikobeitrag für die Leistung bei Tod bereitgestellt. 

4. Leistung bei Tod  

4.1 Stirbt der Mitarbeiter während eines laufenden Versicherungsjahres der 

Risiko-Rückdeckungsversicherung (Ziffer 1.2) und vor Erreichen des 

Versicherungsendalters, so haben die Hinterbliebenen des Mitarbeiters 

in der nachfolgend genannten Rangfolge auf Antrag Anspruch auf die 

entsprechende Leistung, die gemäß Risiko-Rückdeckungsversicherung 

geleistet würde, sofern der Mitarbeiter keine hiervon abweichende Hin-

terbliebenenbenennung nach Ziffer 4.2 vorgenommen hat: 
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5.2 Die Höhe des Anspruchs bei Eintritt des Versorgungsfalls richtet sich 

gemäß § 2 Abs. 5 BetrAVG nach den aus der beitragsfreien Fortfüh-

rung der Anwartschaft für das laufende Versicherungsjahr für den je-

weiligen Versorgungsfall resultierenden Leistungen. Die Anwartschaft 

auf Leistungen bei Berufsunfähigkeit bzw. bei Tod bleibt damit im lau-

fenden Versicherungsjahr bestehen (maximal bis zum Versicherungs-

endalter) und entfällt danach mangels eines neuen Risikobeitrags für 

den ausgeschiedenen Mitarbeiter. 

6. Auszahlung  

6.1 Leistung bei Berufsunfähigkeit 

6.1.1 Die Leistung wird als monatliche Rente ausgezahlt. 

6.1.2 Die Auszahlung der monatlichen Rente erfolgt spätestens zum Letzten 

eines Kalendermonats und beginnt zum nächstmöglichen Zeitpunkt 

nach Eintritt der Berufsunfähigkeit, frühestens jedoch ab dem Kalen-

dermonat, ab dem die Risiko-Rückdeckungsversicherung (Ziffer 1.2) 

nach Ablauf einer sich aus dem Versicherungsvertrag ergebenden Ka-

renzzeit mit der Rentenzahlung beginnen würde. Bei ununterbrochener 

Fortdauer der Berufsunfähigkeit im Sinne des Versicherungstarifs wird 

die Rente letztmals für den Kalendermonat ausgezahlt, in dem der Mit-

arbeiter verstirbt, im Erlebensfall jedoch längstens bis zum Versiche-

rungsendalter. 

6.1.3 Endet die Berufsunfähigkeit im Sinne des Versicherungstarifs vor ei-

nem der in Satz 2 von Ziffer 6.1.2 genannten Zeitpunkte, so endet der 

Anspruch auf die Leistung mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die 

Berufsunfähigkeit endet. 

6.1.4 Die laufende monatliche Rente wird jährlich um 1% p.a. angehoben. 
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6.2 Leistung bei Tod 

6.2.1 Die Leistung wird als Einmalkapital ausgezahlt. 

6.2.2 Das Einmalkapital wird zum nächstmöglichen Zeitpunkt nach Eintritt 

des Todesfalls ausgezahlt, frühestens jedoch zu dem Kalendermonat, 

zu dem die Auszahlung der entsprechenden Leistung durch die Risiko-

Rückdeckungsversicherung erfolgen würde. 

 

D. ERGÄNZENDE BESTIMMUNGEN  

1. Pflichten  

Vodafone beabsichtigt, zur Finanzierung der Versorgungsleistungen eine Ri-

siko-Rückdeckungsversicherung (Abschnitt C Ziffer 1.2) abzuschließen. Die 

zum Abschluss der Risiko-Rückdeckungsversicherung sowie die zur Weiter-

gabe der von der Versicherungsgesellschaft benötigten Daten erforderliche 

Zustimmung gilt als erteilt, wenn der Mitarbeiter nicht unverzüglich schriftlich 

widerspricht. Der Mitarbeiter hat der Versicherungsgesellschaft die verlang-

ten Auskünfte zu erteilen und sich einer etwa notwendigen Risikoprüfung zu 

unterziehen. Wer dem Versicherungsabschluss widerspricht oder die Mitwir-

kung unterlässt, verliert seine Anwartschaft auf Versorgungsleistungen. 

Satz 4 gilt entsprechend, wenn und soweit ein Mitarbeiter nach dem Ergebnis 

einer Risikoprüfung nach Satz 3 nicht versicherbar ist. Sämtliche Rechte aus 

der abgeschlossenen Risiko-Rückdeckungsversicherung stehen ausschließ-

lich Vodafone zu. 

2.  Abtretung und Verpfändung  

Die Ansprüche aus dem Plan können von dem Mitarbeiter weder abgetreten 

noch verpfändet werden. Jede dennoch erfolgte Abtretung oder Verpfändung 

ist Vodafone gegenüber unwirksam. 
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ANLAGE 1  

 

Versicherer:    Zurich Eurolife S.A. 

Tarif:     Gruppenrisikolösung Team® 

Versicherte Leistung:  Absicherung bei Berufsunfähigkeit bzw. bei Tod 

Invaliditätsschutz:  Invaliditätsschutz für den eigenen Beruf 

Art der Leistung:  Monatliche Rente (Berufsunfähigkeit) 
bzw. Einmalkapital (Tod) 

Versicherungsendalter: Individuelle Regelaltersgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung 

Höchsteintrittsalter:  66 

Annahmelimit ohne 
Gesundheitsprüfung:   220.000 EUR p.a. (Invalidität) 

bzw. 3.5000.000 EUR (Todesfall) 

Karenzzeit vor Beginn 
der Rentenzahlung 
bei Invalidität:    3 Monate 

Garantierte Renten- 
steigerung bei 
Berufsunfähigkeit:  1% p.a. 

Versicherungsbeitrag:  technisch einjährig in Höhe der Summe der am jeweiligen 
Bereitstellungsstichtag bereitgestellten 
Risikobeiträge  

Versicherungsbeginn:  zum jeweiligen Bereitstellungsstichtag 

Versicherungsablauf:   der Letzte des Monats, der dem nächsten 
Bereitstellungsstichtag vorausgeht; spätestens der Zeit-
punkt, zu dem der Mitarbeiter das Versicherungsendalter 
erreicht 

Versicherungsjahr: Zeitraum, der mit dem Versicherungsbeginn beginnt und 
mit dem Versicherungsablauf endet. 

 


